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Gegenteil. Eine Gesellschaft, die heterogener,
diverser und konfliktreicher wird, braucht
Orte, wo sie wieder zusammenfindet, und das
kann nicht nur das Fußballstadion sein oder
Facebook. Ich spreche hier über denHandel in
der Innenstadt, den stationären Handel.
Unsere Gesellschaft würde weiterhin fast pro-
blemlos funktionieren, wenn wir keinen einzi-
gen Laden mehr in der Innenstadt hätten.

IZ:Herr Dr. Will, was Prof. Christ sagt, erinnert
mich an Ihre These, dass wir bei der Betrach-
tung der Innenstädte einen Paradigmenwech-
sel brauchen. Was meinen Sie damit?
JoachimWill:DerAuftrag desHandels unddie
Bedeutung gerade auch für eine Innenstadt ist
nichtmehr die Versorgung derMenschen. Das
kann der Onlinehandel in weiten Teilen heute
besser. Nehmen wir als Beispiel Bekleidung.
Bekleidung ist ein innerstädtisches Leitsorti-
ment, aber 40%derUmsätze findennichtmehr
in der Innenstadt und auch nicht mehr auf der
grünen Wiese statt, sondern in der Cloud.
Wenn ich aberweiß, dass ich 40%derUmsätze,
Tendenz steigend, überhaupt nichtmehr steu-
ern kann, macht es da noch Sinn, über kom-
munale Einzelhandelskonzepte eine räumli-
che Steuerung des stationären Handels vor-
nehmen zu wollen? Grundsätzlich bin ich der
Meinung, dass das der Fall ist. Aber ich glaube,
der stationäreHandel verliert seine Bedeutung
für die Versorgung und gewinnt gleichzeitig
eineBedeutung, die er schon immer hatte, und
das ist die städtebauliche Bedeutung.

IZ: Was heißt das genau?
Will: Wir müssen uns nichts vormachen, wir
werden keine attraktiven Innenstädte hin-
bekommen ohneHandel. Alleinmit Gastrono-
mie geht es nicht, allein mit Dienstleistung
geht das nicht und allein mit öffentlichen Ein-
richtungen geht das auch nicht. Wir brauchen
denHandel, umUrbanität herzustellen.Das ist
jetzt vielleicht eine provokante These, aber ich
glaube, aus Corona heraus entstehen Chancen
gerade für die Innenstädte. Nicht alle, aber
viele Innenstädte werden nach Corona besser
aussehen als vorher.

IZ: Herr Ismaier, Sie vertreten die Landes-
planung und haben federführend an einem

Immobilien Zeitung: Frau Burgdorff, wie wün-
schen Sie sich die Aachener Innenstadt?
Frauke Burgdorff: Ich wünsche mir eine Stadt
des Schlenderns. Dass flanieren und Muße
haben das Erlebnis Innenstadt prägt, aber
auch die Ökonomie der Innenstadt.

IZ: Was sind Ihre drängendsten Aufgaben?
Burgdorff: Aachen hat eine zweigeteilte
Innenstadt. Um Dom und Rathaus herum ist
alles ganz prima, auch wenn dort zum Teil
Läden leer stehen. Es gibt aber auch die
ursprüngliche echte Einkaufsmeile, die Adal-
bertstraße. Der geht es im Moment nicht gut.
Da haben wir uns weit
vormeiner Zeit zu einem
Shoppingcenter (Aquis
Plaza, d. Red.) verführen
lassen. Es war eines der
letzten geschlossenen Shoppingcenter, die
gebaut wurden, und schon damals aus stadt-
planerischer Perspektive nicht mehr zeitge-
mäß. Diesen gesamten sehr konsumorientier-
ten Teil der Innenstadt müssen wir in einen
Aufenthaltsort transferieren, der dasMiteinan-
der einer diversen Stadtgesellschaft abbildet.
Das ist die Aufgabe der nächsten zwölf bis
15 Jahre.

IZ: Herr Prof. Christ, was sind aus Ihrer Sicht
die Lehren aus der Corona-Pandemie für die
Stadtentwicklung?
Wolfgang Christ:Wir haben gelernt, dass man
monatelang, vielleicht sogar ein Jahr lang auf
die Innenstadt verzichten kann. Die Versor-
gung einschließlich Shopping funktioniert
auch ohne Innenstadt. Die Frage ist: Wird
Innenstadt, so wie sie einmal vor 20, 30 Jahren
systemrelevant war, in Zukunft wieder system-
relevant?
Burgdorff: Einspruch. Wenn wir sagen, dass
unser SystemStadt nur dann relevant ist, wenn
es um technische Versorgung geht, dann

haben wir ein ziemlich
nachdenkenswürdiges
Bild von unserer inneren
Stadt. Natürlich ist
unsere innerste Stadt

nach wie vor systemrelevant in ihrer Funktion
des Demokratieaushandelns, des Treffens, des
die Gesellschaft Sehens. Der Kitt, der unsere
Gesellschaft zusammenhält, wird auch in der
Innenstadt gebildet.

Christ: Da fühle ich mich missverstanden. Ich
habe hoffentlich nicht gesagt, die Innenstadt
sei als Ganzes nicht mehr systemrelevant. Im

2018 erschienenenBericht desAusschusses für
Raumentwicklung der Ministerkonferenz für
Raumordnung mitgearbeitet, der sich mit den
räumlichen Auswirkungen des Onlinehandels
befasst. Darin heißt es: „Eine zentrale Erkennt-
nis für die Raumordnung ist, dass die
Zunahme des Onlinehandels mehr den je die
Steuerung des stationären großflächigen Ein-
zelhandels durch die
Raumordnung erfor-
dert.“ Warum lässt die
Raumordnung auch im
Zeitalter des E-Com-
merce ihren Regulierungsanspruch nicht fal-
len, ja bekräftigt ihn sogar?
Florian Ismaier: In demPapier steht nicht, wir
müssen jetzt alles noch viel stärker steuern.
Sondern: Es gibt massive Veränderungen im
Handelssystem und diesen Änderungen muss
sich auch die Raumordnung stellen. Es geht im
Onlinehandel ja nicht nur um Datenverkehr,
irgendwann müssen die Dinge auch physisch
zumKonsumenten kommen.Darumgeht es in

dem Papier. Es geht darum, dass Logistik-
standorte, die zusätzlich gebraucht werden, an
den richtigen Stellen entstehen und nicht ein-
fach in Gewerbegebieten, die eigentlich für
andere Zwecke gedacht sind. Was Sie zitieren,
ist im Übrigen auch eine Antwort auf die Posi-
tion des Zentralen Immobilien Ausschusses
(ZIA). Dessen Position war, ich sage es jetzt
mal mit meinen Worten: Der Onlinehandel
läuft 24 Stunden, sieben Tage die Woche, des-
wegen muss der stationäre Handel auch kom-
plett entfesselt werden. Diese Position haben
wir in diesem Papier nicht übernommen.

IZ: Anfang September ist der neue Landes-
entwicklungsplan Hessen in Kraft getreten. Er
gibt kleineren Gemeinden, sogenannten
Grundzentren, größeren Spielraum bei der
Ansiedlung von Lebensmittelmärkten bis
2.000 m2 Fläche. Was verspricht sich die Lan-

desregierung von dieser
Neuregelung?
Ismaier: Wir reagieren
damit auf die Marktent-
wicklung. Wir möchten

den Lebensmittelhändlern die Möglichkeit
geben, ihre Produkte großzügiger zu präsen-
tieren.Manmuss aber dazu sagen, dass hierfür
gewisse Voraussetzungen erfüllt sein müssen.
So muss die entsprechende Kaufkraft in dem
Grundzentrum vorhanden sein und die Märkte
müssen in zentralen Ortsteilen dieser Grund-
zentren entstehen. Bei nicht zentralen Lagen
werden die zentrenrelevanten Sortimente auf
maximal 10% der Verkaufsfläche begrenzt.

IZ: Warum hält die Landesregierung über-
haupt am Zentralitätsgebot und am Integra-
tionsgebot fest, d.h. den Maßgaben, dass der
großflächige Einzelhandel auf Mittel- und
Oberzentren und an städtebaulich integrierten
Standorten zu konzentrieren ist?
Ismaier: Dahinter steht eine grundsätzliche
Überlegung. Wenn wir davon ausgehen, dass
bestimmte Sortimente bereits zu 40% online
verkauft werden, ist es dann nicht sinnvoll die
restlichen 60% dort zu haben, wo sie bisher
noch sind? Der stationäre Einzelhandel ver-
liert Umsätze an den E-Commerce, aber genau
deswegen gehören Verkaufsflächen eher in die
zentralen Lagen als auf die grüne Wiese.
Christ: Für mich klingt das absurd. Es fließen
ungeheure private und öffentlicheMittel in die
digitale Infrastruktur und damit in die Basis
des Onlinehandels. Mit kräftiger Unterstüt-
zung des Staates wächst eine digitale Einkaufs-
welt heran und gleichzeitig geht dieser Staat
hin und tut so, als könne er das Gegenteil von
dieser Entwicklung, nämlich die physische, an
Orte und Räume und Sortimente gebundene
Kultur desHandels in irgendeiner Form retten.
Das ist nichts anderes als eine Dehnung des
historischen Bandes zwischen Stadt und Han-
del, bis dieses Band irgendwann reißt. Und
eigentlich ist dieses Band im Jahre 2020 geris-
sen. Man hätte sagen müssen, so geht es nicht
weiter, wir brauchen eine komplett neue Pla-
nungskultur für unsere Innenstädte, ein urban
programmiertes Bau- und Planungsrecht.

IZ: Herr Dr. Pflüger, Sie sind der Meinung,
dass wir uns im Bau- und Planungsrecht, was
den Einzelhandel betrifft, in einem viel zu
engen Korsett bewegen. Haben Sie dafür ein
Beispiel?

Daniel Pflüger: Wir vertreten die Interessen
eines Investors in einemBauleitplanverfahren.
Da soll im Kontext eines größeren Gewerbe-
gebiets ein zusätzlicher Bürostandort mit
80.000 m2 Fläche entstehen. Nicht gerade
wenig. Die Stadt will eine schöne Platzstruktur
schaffen und irgendwie eine gewisse Urbanität
in dieses Gebiet bringen. So entstand der
Wunsch, jenseits von ein, zwei Cafés eine
kleine Einkaufsmöglichkeit zu schaffen, einen
Kiosk oder einen Lebensmittelmarkt. Der
muss auch nicht großflächig sein, eher eine Art
City-Shop, in dem die Leute nach der Arbeit
noch Besorgungen machen können. Aber das
geht nicht. Das einschlägige Landesentwick-
lungsprogramm sieht an dieser Stelle keinen
Einzelhandel vor, weil das Gebiet außerhalb
eines zentralen Versor-
gungsbereichs in einem
Gewerbegebiet liegt. Das
bedeutet: Einzelhandel
ist da komplett aus-
geschlossen. Um dennoch einen Lebensmit-
telmarkt zu ermöglichen, müsste der Investor
parallel zum Bauleitplanungsverfahren durch
ein Zielabweichungsverfahren. Das macht er
nicht, weil es ihm zu lange dauert. Es wird also
keinen Handel geben, es bleibt ein reiner
Bürostandort. Die andere Lösung wäre städte-
baulich sicherlich besser.

IZ: Unser Bau- und Planungsrecht zementiert
also eine städtebauliche Monostruktur?
Pflüger: Das kann man so sagen. Und da stellt
sich mir tatsächlich die Frage: Ist eine Baunut-
zungsverordnung, die dem Vorschub leistet,
indemsieGebiete strikt voneinander abgrenzt,
noch zeitgemäß? Wir sind so starr in unseren
Verfahren, in unseren Gesetzgebungsregula-
rien, dass wir auf Veränderungen von Kon-
sumgewohnheiten überhaupt nicht mehr
angemessen reagieren können.
Burgdorff: Ich sehe das sehr differenziert. Die
Baunutzungskategorien haben eine große
Berechtigung, man sollte sie nicht leichtsinnig
drangeben. Unsere Innenstädte sollen dem
Vergnügen, dem Aufenthalt, dem abendli-
chem Treffen dienen. Das ist gut, aber das
kann eine Lautstärke entwickeln, die kein
gesundes Wohnen mehr ermöglicht. Man
muss nicht die Baunutzungsverordnung
ändern, sondern erst schauen, was eine neue
Gebietskategorie wie z.B. das UrbaneGebiet in
der Praxis bringt. Grundsätzlich ist allerdings
schon zu fragen, ob es gerechtfertigt ist, dass
wir Freizeitlärm in dem Konflikt mit Wohnen
wesentlich höher bewerten als Verkehrslärm.

IZ: Was wünschen Sie sich von der nächsten
Bundesregierung?

Burgdorff: Ich fange mit etwas scheinbar Wei-
chem an. Wir gehen auf diese Transformation
von zwölf, 15 Jahren zu, alsowir, die Städte, die
zu kämpfen haben, mit denen ich im Dialog
bin. Über den Städtetag. Wir brauchen eine
Erzählung auf der Zeitachse, ein kommunales
Wir, das weiß, dass wir diesen Weg jetzt in
Abschnitten gehen und immer wieder feiern.
Eine Idee ist, eine Art Innenstadt-IBA (Interna-
tionale Bauausstellung) zu schaffen, damit
sich die Kräfte, die lokal verankert sind, in
einen größeren Prozess
einhaken können.

IZ: Braucht es auch neue
Gesetze?
Burgdorff: Ein konkretes Anliegen von mir ist
eine Verschärfung des Sanierungsrechts. Wir
haben einen Fall in Aachen, dawird eine ganze
Gebäudezeile seit zehn Jahre liegen gelassen,
verwahrlost und infiziert die Nachbarinnen.
Hier würde ich gerne mit einer Ersatz-
vornahme arbeiten. Leider sagen unsere Juris-
ten, dass eine Ersatzvornahme nur infrage
kommt, wenn die Immobilie als Schrottimmo-
bilie klassifiziert wird.

IZ: Was verstehen Sie unter einer Ersatz-
vornahme?
Burgdorff:Das bedeutet, das wir abreißen und
neu bauen und dem Eigentümer es entweder
in Rechnung stellen oder er uns dann das
Grundstückübergibt.Daswird ganz schnell als
Enteignung diskutiert. Ich finde das völlig
falsch. Es geht darum, ein fairesMiteinander in
der Stadt zu organisieren. Das kann ein Bau-
gebot sein und, wenn dem nicht nachgekom-
men wird, eine Ersatzvornahme oder ein akti-
ves Vorkaufsrecht.

IZ: Aktives Vorkaufsrecht?
Burgdorff: Wir machen ein Angebot und der
Eigentümer, der nicht entwickelt, muss inner-
halb einer Frist reagieren. Mir geht es nicht
darum, alles kommunal zu steuern, sondern
darum, private Investoren zu finden, die Lust
haben, eine Lage positiv zu entwickeln. Das
wäre für mich ganz, ganz wichtig in dieser Kri-
sensituation. Wir müssen solche Maßnahmen
ordentlich begründen im Rahmen von vor-
bereitendenUntersuchungen.Das istmir auch
klar, aberwennwir dieseKrise gut beschrieben
und die Maßnahmen gut begründet haben,
brauchen wir härtere Instrumente.
Pflüger: Was Sie ein proaktives Vorkaufsrecht
nennen, ist de facto eine Enteignung. Für eine
Straße kann ich mir das noch vorstellen,

aber nur schwer für
eine Stadtentwicklungs-
maßnahme, wie Sie sie
beschreiben. Das Eigen-
tumsrecht ist in

Deutschland aus historischen Gründen sehr
stark, weshalb sich Kommunen und Staat in
der Praxis oft davor scheuen, Enteignungen
vorzunehmen. Das aktive Vorkaufsrecht wird
ein zahnloser Tiger bleiben, genauso wie das
Baugebot, das imBaugesetzbuch jüngst ausge-
weitet worden ist.

IZ: Ihre Meinung zur Paketsteuer für On-
linehändler zugunsten der Städte, wie sie der
Deutsche Städte- und Gemeindebund fordert?
Burgdorff: Das ist vielleicht ein schönes
Add-on, umGeld in die Kassen zu bekommen,
aber die städtebaulichen Probleme kriegenwir
damit nicht gelöst.
Christ: Die Paketsteuer erinnert mich an die
Warenhaussteuer, die es Anfang des 20. Jahr-
hunderts gab. Sie wurde von den kleinen Kauf-
leuten gefordert, um die Warenhausentwick-
lung zu bremsen oder umzukehren. Die ist
dann im Laufe des Ersten Weltkriegs ab-
geschafft worden, weil sie imGrunde eine kon-
traproduktiveWirkung hatte. Sie hat eigentlich
nur dazu geführt, dass Start-ups im Waren-
hausbereich nicht mehr zum Zuge kamen.
Dagegen wurden die großen Warenhaus-
konzerne, die keine Probleme mit dieser
Steuer hatten, gestärkt und vor Konkurrenz
geschützt. Ich vermute, eine Paketsteuer für
Onlinehändler hätte eine ähnliche Wirkung.
Burgdorff: Was wir definitiv auf Bundesebene
brauchen, ist die Innenentwicklungsmaß-
nahme. Eine Innenentwicklungsmaßnahme
ist ein Instrument des besonderen Städte-
baurechts. Ich würde sie gerne auch in inner-
städtischen Mikrolagen anwenden, in denen
wir Probleme haben. Ein zentrales Thema ist
auch die Mobilität in der inneren Stadt. Wir
Städte haben im Moment nicht die Möglich-
keit, das Tempo zu setzen, das wir gerne hät-
ten. Wir müssen uns an die Straßenverkehrs-
ordnunghaltenundda steht der fließendeVer-
kehr an oberster Stelle, also Tempo 50.
Christ: Darf ich eine Zwischenfrage stellen?

IZ: Bitte.
Christ: Warum versuchen wir es nicht einmal
mit einer Kultur des Experiments? Warum ist
es nicht möglich, mal für drei oder vier Jahre
Städte, von der Kleinstadt, vom Stadtteilzen-
trum bis zur Großstadt, in die Lage zu verset-
zen, die Dinge zu tun, die man jetzt machen
muss, und zwar unter der Prämisse, dass man
das mal darf? Ich habe vor genau 20 Jahren im
Saarland den Auftrag gehabt, in dem ehemali-
gen Bergwerk Göttelborn ein neues Bauhaus
zu entwickeln. Die Idee der Landesregierung
unter dem damaligen CDU-Ministerpräsiden-
ten Peter Müller war, einen sogenannten
Zukunftsstandort aus der Erbmasse der Indus-
triekultur ohne jedes Denkverbot oder restrik-
tive Vorschriften zu entwickeln.

IZ: Kam es dazu?
Christ: Die Idee ist gescheitert, aus vielerlei
Gründen. Eine andere Strategie ist die „free
enterprise zone“, die in England für die Trans-
formation von Hafengebieten entwickelt
wurde. Was wäre, wenn man das auf unsere
Innenstädte übertrüge? Das könnte einen
Push an Energie auslösen nach dem Motto:
Jetzt kann ich was ausprobieren, ins Risiko
gehen, etwas Eigenständiges machen und das
vor allem so schnell wie möglich.
Pflüger: Ich finde den Ansatz von Experimen-

ten wirklich sehr begrü-
ßenswert, weil ich der
Meinung bin, dass wir
ein viel zu starres Recht
haben. Aber gehen Sie

mal in eine kleine Gemeinde, da bin ich oft
froh, wenn wir einigermaßen sauber einen
Bebauungsplandurchkriegen.Da geht es nicht
um Experimentierfreude, da geht es um die
Frage, welche Abstände die Fahrradständer-
bügel haben müssen.
Burgdorff: Ich habe wirklich Sorge, dass wir
mit einer kompletten Liberalisierung, die ja
hinter dem Experimentieren steckt, eine neue
Büchse der Pandora aufmachen. Früher stan-
den die Leute, die Shoppingcenter verkauften,
vor der Politik und sagten: Shoppingcenter
sind die Lösung! Jetzt sollen regelfreie Räume
die Lösung sein? Ich glaube, die europäische
Stadt braucht nicht nur eine heilsbringende
Antwort. Die europäische Stadt ist dann
besonders robust, wenn sie vielfältig ist. Und
wenn sie auf vielen, vielen Schultern ruht. Das
ist auch bodenpolitisch relevant. Es sollten
ganz viele Eigentümer in der Stadt aktiv sein
und ihr Eigentumsrecht geltend machen. In
dem Moment, wo sich Eigentum zu sehr an
einer Stelle ballt oder sich zu weit streckt in

einer Stadt, entsteht einMachtraum oder auch
ein Krisenraum, wie wir ihn jetzt bei unseren
innerstädtischen Shoppinglagen sehen.

IZ:HerrDr.Will betont die Bedeutung des Ein-
zelhandels für den Städtebau. Welche Bedeu-
tung abseits der VersorgungmitWaren könnte
dem Einzelhandel noch zukommen?
Burgdorff: Ich sehe eine gewisse Parallele zur
Landwirtschaft. Als in den 1980er und 1990er
Jahren der Strukturwandel in der Landwirt-
schaft begann, hörten die Bauern auf, reine
Ackerbauern zu sein. Sie wurden Landschafts-
pfleger. Die Landwirtschaft bekommt mittler-
weile sehr viel Geld für Landschaftspflege. Ich
stelle die Frage: Können wir nicht einen Teil
des Einzelhandels, vor allem den lokalen,
inhabergeführten als Stadtpfleger, als einen
festen Bestandteil einer städtischen Kultur
begreifen?Das heißt nicht, dassGeschäfte För-
dergelder bekommen sollen, aber zumindest
könnte man die Bedeutung des Einzelhandels
politisch so noch einmal neu adressieren.

Will: Dem Handel Unterstützungsmaßnah-
men zu geben, wie es jetzt die Stadt Essen in
der Limbecker Straße versucht, ist in meinen
Augen ein völliger Irrweg. Da bin ich zu sehr
Marktwirtschaftler. Das wird nicht funktionie-
ren. Dieses Geld kann
sinnvoller untergebracht
werden. Die Aufgabe der
Städte ist es, Rahmen-
bedingungen zu schaf-
fen, in denen der Handel funktionieren kann.
Hier stelle ich gerade ein Umdenken fest, z.B.
bei den Industrie- und Handelskammern. Die
verteidigen nicht mehr apodiktisch jeden
Parkplatz im Straßenraum. Ich bin der Mei-
nung, in den Innenstädten gehören Parkplätze
aus dem Straßenraum raus, zumindest in sen-
siblen Lagen. Ich bin auch davon überzeugt,
dass wir in naher Zukunft in den Innenstädten
überall Tempo 30 haben werden.

IZ: Zum Schluss würde ich von Ihnen gerne
wissen, wie Sie zu Fußgängerzonen stehen.
Burgdorff:DasProblemder Fußgängerzone ist
nicht, dass man da zu Fuß gehen kann, son-
dern dass sie meistens ausschließlich flankiert
wird von großflächigen Shoppingangeboten,
die jetzt in einen Strukturwandel gehen. Die
Verkehrsart ist nicht das Problem, sondern die

Struktur der Fußgängerzone. Leider heißt das
Fußgängerzone, aber eigentlich müsste es
Shoppingtunnel heißen. Ich mag keine Shop-
pingtunnel und ich finde zu Fuß gehen super.
Das ist die Kurzfassung.
Pflüger: Fußgängerzone halte ich für ein schö-
nes Konzept. In München wurde meine Lieb-
lingseinkaufsstraße, die Sendlinger Straße, zu
einer Fußgängerzone. Das ist jetzt meine Lieb-
lingsfußgängerzone. Es gibt allerdings Fuß-
gängerzonen in Kleinstädten, da ist das ein-
zige, was noch funktioniert, die Eisdiele.
Ismaier:Man sollte Fußgängerzonen erhalten,
sie aber hier und da anpassen. Der Begriff
„Shoppingtunnel“ gefällt mir sehr gut.
Christ: Fußgängerzonen sind in städtebaulich
dichten Stadtkernen wie etwa München sinn-
voll. Ob eine Fußgängerzone inBensheimoder
anderen kleinen Städten noch sinnvoll ist, das
möchte ich bezweifeln. Vor allem wenn ent-
lang dieser Fußgängerzonen 20% oder 30% der
Läden leer stehen. Ich glaube, da wäre ein
Rückbau angemessen. Es muss unbedingt ver-

sucht werden, in diese innerstädtischen Lagen
intelligente, kreative Mischformen von Woh-
nen, Arbeiten, Kultur, Handwerk, Produktion,
Ausstellung, Gastronomie hineinzubringen.
Dafür braucht man eine diverse Mobilitäts-

landschaft, d.h. nicht
nur das Lastenfahrrad,
sondern auch das Auto
desjenigen, der da
wohnt und morgens um

halb sechs zur Arbeit los muss.
Will: Ich bin ein Freund der Fußgängerzone.
Ich habe auch kein Problem damit, wenn eine
Fußgängerzone in Teilbereichen auch mal
monostrukturiert ist, es also links und rechts
nur Handel gibt. Ich halte aber den Nutzungs-
mix für wichtig. Je mehr in einer Fußgänger-
zone gewohnt wird, desto besser. Was ich im
Moment problematisch finde, sind die E-Scoo-
ter. Was hier geschieht, halte ich für eine abso-
lute Negativ-Entwicklung. Das hat mit unter-
schiedlichen Mobilitätsformen relativ wenig
zu tun, das ist Mobilitätsmüll, der die öffent-
lichen Räume verstellt und die Benutzbarkeit
von Bürgersteigen einschränkt.

IZ: Vielen Dank für das Gespräch.
Das Interview führten Christoph von Schwa-
nenflug, Kristina Pezzei und Janina Stadel.

„Verkaufsflächen gehören
in zentrale Lagen“

Der Runde Tisch zum Thema Bau- und
Planungsrecht am 6. November 2021 bei der
Immobilien Zeitung. Von links: Christoph von
Schwanenflug, Joachim Will, Janina Stadel,

Wolfgang Christ, Kristina Pezzei, Florian Ismaier
und Daniel Pflüger. Frauke Burgdorff (nicht im Bild)

nahm per Zoom teil. Quelle: Immobilien Zeitung,
Urheber: Alexander Sell

Haben wir in Deutschland noch das richtige Bau- und Planungsrecht, um den Strukturwandel der Innenstädte zu
gestalten? Und welche Rolle spielt bei alledem der Handel? Das ist der Ausgangspunkt eines Round-Table-Gesprächs
mit Stadträtin Frauke Burgdorff, Baurechtler Daniel Pflüger, Städtebau-Professor Wolfgang Christ, Gutachter Joachim
Will und Landesplaner Florian Ismaier. In der Diskussion tritt schnell ein grundsätzlicher Dissens zutage. Während
Christ für ein temporäres Laissez-faire plädiert und Pflüger ein „viel zu starres Recht“ beklagt, halten die Vertreter der
öffentlichen Sphäre (Burgdorff, Ismaier) den Steuerungsanspruch des Staates aufrecht. Burgdorff fordert sogar „härtere
Instrumente“ in den Städten, z.B. ein aktives Vorkaufsrecht oder eine leichtere Anwendung der Ersatzvornahme.

„Wir brauchen eine komplett neue
Planungskultur für Innenstädte“

„Bald Tempo 30 überall in
den Innenstädten“

„Wir brauchen härtere
Instrumente“

Frauke Burgdorff. Quelle: Immobilien Zeitung, Urheber: Alexander Sell

Wolfgang Christ. Quelle: Immobilien Zeitung, Urheber: Alexander Sell

Joachim Will. Quelle: Immobilien Zeitung, Urheber: Alexander Sell

Daniel Pflüger. Quelle: Immobilien Zeitung, Urheber: Alexander Sell

Florian Ismaier. Quelle: Immobilien Zeitung, Urheber: Alexander Sell

„Aktives Vorkaufsrecht ist
de facto eine Enteignung“

„Versorgung funktioniert
auch ohne Innenstadt

Frauke Burgdorff ist seit 2019 Beigeordnete
für Planung, Bau und Mobilität der Stadt
Aachen. Für sie ist Corona eine Gelegenheit,
„Stadt neu zu denken“. Exemplarisch ge-
schieht das in Aachen gerade mit dem Pro-
jekt Büchel in der Altstadt. Dort reißt die
Stadt ein Parkhaus aus den 1960er Jahren ab
und ersetzt es durch einen begrünten Platz
mit Randbebauung.
Wolfgang Christ, Gründer des Urban Index
Institut, ist emeritierter Professor für Städte-
bau und Entwerfen der Bauhaus-Universität
Weimar. Ein Schwerpunkt seiner Forschung
sind Stadt und Handel. 2013 veröffentlichte
er mit Franz Pesch das Buch „Stadt-Center.
Ein neues Handelsformat für die urbane
Mitte“. Darin stellt er erfolgreiche Beispiele
aus England, den Niederlanden und
Deutschland für die Integration großfor-
matiger Handelsimmobilien in eine Stadt
vor.

Florian Ismaier ist Referatsleiter für Raum-
ordnung und Regionalplanung im Hessi-
schen Ministerium für Wirtschaft, Energie,
Verkehr und Wohnen. Er arbeitete feder-
führend an einem 2018 erschienenen
Bericht des Ausschusses für Raumentwick-
lung der Ministerkonferenz für Raumord-
nungmit, der sichmit den räumlichenAus-
wirkungen des Onlinehandels befasste.
Daniel Pflüger ist ein auf Bau- und Pla-
nungsrecht spezialisierter Rechtsanwalt.
Kürzlich wechselte er mit einem Team von
Arnecke Sibeth Dabelstein zur Kanzlei Rit-
tershaus.
JoachimWill ist Inhaber der FirmaEcostra,
die u.a. Gutachten für die Ansiedlung von
großflächigen Einzelhandelsimmobilien im
In- und Ausland erstellt. Den Lesern der IZ
ist er als Initiator der Mieterumfrage Shop-
pingcenter Performance Report (SCPR)
bekannt. Christoph von Schwanenflug
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